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1. Wir begrüßen es, wenn einzelne Landesregierungen oder die Bundesregierung die Miet-

steigerungen weiter begrenzen, um Mieter/-innen eine Atempause zu verschaffen.  

 

2. Ein Mietendeckel oder Mietenstopp wird zur Begrenzung der Mieten beitragen, löst 

aber das Problem des Wohnungsmangels noch nicht. Deswegen müssen Länder und 

Kommunen zugleich den sozialen und gemeinwohlorientierten Wohnungsbau massiv 

vorantreiben, um das Angebot an bezahlbarem Wohnraum zu erweitern. Wenn die 

Bundesregierung oder Landesregierungen einen Mietendeckel oder Mietenstopp verab-

schieden, sollen sie verbindlich darstellen können, wie sie in der Zwischenzeit z. B. Pla-

nungsprozesse beschleunigen, Wohnungsbaupotenziale aktivieren und vorrangig öf-

fentliche und genossenschaftliche Wohnungsbaugesellschaften durch gezielte 

Neubauförderung und aktive Bodenpolitik unterstützen. 

 

3. Es kursieren verschiedene Ausgestaltungsmöglichkeiten eines Mietendeckels oder Mie-

tenstopps. Grundsätzlich sollte dieser für Wohnungen im Bestand gelten. Nach einer 

Geltungsdauer von zunächst fünf Jahren sollen das Instrument und seine näheren Rege-

lungen evaluiert werden und über eine Verlängerung entschieden werden.  

 

Darüber hinaus sind uns folgende Eckpunkte wichtig: 

 

a. Wir plädieren für eine Kombination aus differenzierten Mietobergrenzen und einem 

Mieterhöhungsstopp: Für Mieten die über einer zu definierenden Mietobergrenze, 

differenziert u.a. nach Ausstattung, Größe, Lage und regelmäßig fortzuschreibende 

Baualtersklassen liegen, muss ein Mietenstopp ausgesprochen werden. Dann darf 

die Miete, auch bei Wiedervermietung, nicht weiter erhöht werden.  

 

b. Mieten, die noch unterhalb der Mietobergrenzen liegen, sollten bis zum Erreichen 

der Mietobergrenze jährlich um zwei Prozent angehoben werden können.  
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c. Mit diesen Regelungen muss eine Härtefallregelung einhergehen, die Vermieter/-in-

nen auf Antrag eine Mieterhöhung bis zu der Höhe erlaubt, die zur kostendecken-

den Bestandsbewirtschaftung nötig ist. 

 

d. Es muss die Möglichkeit geben, Mieten, die mindestens 20 Prozent oberhalb der de-

finierten Höchstgrenzen liegen, auf Antrag zu senken (analog zum geltenden Wirt-

schaftsstrafrecht). 

 

4. Für Modernisierungen sind eigene Regelungen zu schaffen: Bei der Begrenzung von 

Modernisierungskosten ist darauf zu achten, dass sinnvolle energetische Modernisierun-

gen sowie altersgerechter Umbau, bzw. Barrierefreiheit, weiterhin möglich bleiben. Zu-

gleich muss verhindert werden, dass mit Modernisierungen der Mietendeckel oder Mie-

tenstopp ausgehebelt wird und etwa bisherige Mieter/-innen aus ihren Wohnungen 

verdrängt werden. Förderprogramme zur Modernisierung von Bestandsgebäuden soll-

ten dazu von den jeweiligen Ländern aufgestockt werden. Zudem plädieren wir bei 

energetischen Modernisierungen für eine Eigenbeteiligung der Vermieter/-innen, auch 

weil sie von Wertsteigerungen der Immobilie profitieren. Vorteile durch Inanspruch-

nahme von Fördermitteln oder Steuerbegünstigungen müssen an die Mieter/-innen wei-

tergegeben werden. 

 

5. Neubauwohnungen bleiben von einem Mietendeckel oder Mietenstopp ausgenommen, 

auch damit sich die Investitionstätigkeit stärker als bisher auf den Wohnungsneubau 

konzentriert. 


